
und Perspektiven vermittelt werden. Modell-
versuche zur flexiblen Arbeitszeitgestaltung 
könnten sich auf folgende Konzepte erstrek- 
ken:
— Flexible Teilzeitbeschäftigung
Das wachsende Bedürfnis der Beschäftigten 
nach autonomen Handeln würde ernst genom-
men, wenn die Möglichkeit bestünde, die Be-
rufsarbeit bei entsprechendem Verzicht auf 
Einkommen zu reduzieren. Es könnten z. B. 
jahreszeitliche und stundenweise Regelungen 
gewählt werden bei entsprechenden produk-
tionstechnischen Erfordernissen. Die Teilzeit 
könnte auch in längerdauernden Blöcken or-
ganisiert werden.
— Der Jahresarbeitszeitvertrag
Bei diesem Konzept, das sowohl für das Unter-
nehmen als auch für den Arbeitnehmer von 
Vorteil ist, geht es ebenfalls um die Wahl der 
individuell optimalen Arbeitszeit. Durch die 
zugesicherten „Zeitkontingente" wäre der Be-
triebsablauf gewährleistet und die Arbeitneh-
mer könnten sich ihre Arbeitszeit im Einklang 
mit Betriebszeiten aussuchen. Dabei könnten 
Alternativen für nicht unbedingt erforderliche 
Nachtarbeit gewählt werden.
— Sechs- oder Fünf-Stunden-Tag •
Hierbei geht es um die Reduzierung der 
Arbeitszeit nach einem festen Schema. Alle 
Männer und Frauen im erwerbsfähigen Alter 
müssen gegen Entgelt arbeiten. Für die Unter-
nehmen ergibt sich als Vorteil, daß sich die Ef-
fektivität der Arbeit erhöht, die Arbeitskräfte 
gesünder bleiben und die Produktionsmittel 
besser ausgelasten werden. Die Schichtarbeit 
würde generell zunehmen; jedoch werden die 
Belastungen der bisherigen Schichtarbeit 
nicht mehr auftreten. Wenn z. B. in fünf 
Schichten (5-Stunden-Konzept) gearbeitet 
wird, gibt es keine „Nacht-Schicht" mehr. Es 
gibt nur Arbeitnehmer, die sehr spät ins Bett 
kommen und andere, die sehr früh aufstehen. 
Die häufigsten Schichten wären in diesem Fall 
ohnehin die Tagesschichten von 8 — 13 und 
von 13 — 18 Uhr. Auch beim Sechs-Stunden- 
Tag werden flexible Arbeitsbedingungen ge-
schaffen. Durch zwei Sechs-Stunden-Schich- 
ten am Tag werden nicht nur Arbeitsmarktef-
fekte erzielt, auch die Arbeitswelt würde hu-
maner (z. B. Rückgang der Frühinvalidität). Au-
ßerdem erfährt die Familie eine Aufwertung, 
weil mehr Zeit für die Kinder (25 Prozent der 
bisherigen Arbeitszeit wird Eigenzeit) zur 
Verfügung steht. Für die Frauen würde die 
Chancengleichheit erhöht.

Im Rahmen des Programms „Humanisierung 
des Arbeitslebens" wären die exemplarisch ge-

nannten Arbeitszeitmodelle auf ihre Brauch-
barkeit und ihre mögliche generelle Auswei-
tung zu prüfen. Bisher sind derartige Überle-
gungen deswegen nicht ernsthaft geprüft wor-
den, weil man eine Aushöhlung der Arbeits-
zeitverordnung vermeiden wollte. Es ist aber 
fraglich, ob die bisherigen starren gesetzlichen 
(aber auch tarifvertraglichen) Regelungen 
noch zeitgemäß sind. Es kann wohl nicht ge-
leugnet werden, daß durch eine flexible Orga-
nisation der Arbeitszeit mehrere Ziele gleich-
zeitig erreicht werden könnten: Wegfall bzw. 
Reduzierung der Belastung durch Nacht-
schicht, Abbau der Arbeitslosigkeit und grö-
ßere Flexibilität in der Lebensgestaltung. Für 
die Arbeitswelt und die Freizeit könnten da-
mit neue Maßstäbe gesetzt werden. Die Le-
bensqualität der Arbeitnehmerschaft würde 
auf diese Weise verbessert.

Raum- und Stadtentwicklung

Bei der Behandlung des Themenbereichs 
„Raumordnung und Städtebau" (Tz. 134—138 
und S. 131 ff.) erlegt sich der BFB VI eine be-
klagenswerte Zurückhaltung auf. Wer einen 
Einblick in die aktuelle Problemlage auf die-
sen Politikfeldern erwartet, um damit die For-
schungsvorhaben zu vergleichen, sieht sich 
enttäuscht; aber auch die Forschungsmaßnah-
men werden nur in Stichworten mitgeteilt. Es 
entsteht der Eindruck einer bloßen Aufzäh-
lung von Forschungsthemen in abstrakten, 
blassen Formulierungen, ohne daß erkennbar 
würde, welchem Konzept die Bundesregie-
rung bei ihrer Raumordnungs- und Städtebau-
politik folgt. Diese Form der Darstellung trägt 
wenig zum angestrebten Bürgerdialog auf die-
sem Gebiet der Forschungspolitik bei und er-
schwert eine problemadäquate Stellungnah-
me.

Probleme der Raumordnung
Die gegenwärtige Situation wird bestimmt 
durch die nach wie vor anhaltende Tendenz 
zur Entleerung der ländlichen Räume und zum 
weiteren Anwachsen der großstädtischen Ag-
glomerationen und der Ballungsräume. Die 
Regierung ist gebunden an die im Bundes-
raumordnungsgesetz niedergelegte Zielset-
zung, gleichwertige Lebensbedingungen in al-
len Teilräumen der Bundesrepublik zu schaf-
fen.
Die aufgeführten Forschungsmaßnahmen ver-
mitteln in ihrer Systematik wie in den Einzel-
formulierungen den Eindruck, daß überwie-
gend die Auswirkungen von Tendenzen und 
Entwicklungen, die scheinbar naturwüchsig 
ablaufen, und von Maßnahmen, über die in an-
deren Ressorts der Bundesregierung und in



der privaten Wirtschaft ohne Rücksicht auf 
Raumordnungskonsequenzen entschieden 
worden ist, erforscht und auf ihre Raumwirk-
samkeit untersucht werden sollen.
Angesichts sich verschlechternder Randbe-
dingungen wie nachlassendem Wirtschafts-
wachstum und rückläufiger Bevölkerungszah-
len wäre jedoch eine erkennbar eigenständige 
staatliche Raumordnungspolitik zu wünschen. 
Eine solche Politik hätte komplementär und 
alternativ zu den ballungsfördernden Tenden-
zen einer einseitigen ökonomischen Rationali-
tät und administrativen Effizienz eigene Mo-
delle zu entwickeln, die zum Abbau der regio-
nalen Disparitäten beitragen können.
Da die vorhandenen Instrumente für eine 
wirksame Raumordnungspolitik nicht hinzu-
reichen scheinen, wäre eingehendere For-
schung u. a. auf folgenden Gebieten wün-
schenswert:
— Stärkung der Finanzkraft ländlicher Regi-
onen durch Veränderung des Systems der 
Konjunktur-Sondermittel, der zweckgebunde-
nen staatlichen Zuweisungen und des Finanz-
ausgleichs zugunsten der strukturschwachen 
Räume.
— Verbesserung der Verkehrsanbindung 
ländlicher Räume, insbesondere durch öffent-
liche Verkehrsmittel, Erhaltung von Eisen- 
bahnstrecken bzw. ihrer Rentabilität.
— Verlagerung staatlicher Dienstleistungsbe-
triebe in strukturell benachteiligte Räume und 
Schaffung vermehrter Anreize zur Ansiedlung 
von privaten Produktions- und Dienstlei-
stungsbetrieben.
— Förderung der beruflichen Bildung in länd-
lichen Gebieten mit dem Ziel der Qualitäts-
verbesserung des Arbeitskräfteangebots.
— Schaffung von Anreizen zum Eintritt in 
landwirtschaftliche Berufe und Erstellung 
neuer natur- und landschaftsnaher Berufsbil-
der.
— Förderung von Einrichtungen der Allge-
mein- und Erwachsenenbildung sowie eines 
verbesserten kulturellen Angebots in stand-
ortbenachteiligten Regionen.

Probleme des Stadtteils bzw. Quartiers
Zwischen der Region und der Stadt einerseits 
und der Wohnung andererseits liegt ein wich-
tiger Lebensbereich, welcher von den im Be-
richt genannten Forschungsvorhaben nicht 
berührt wird. Es handelt sich um den Stadtteil 
bzw. das Quartier als Wohnumfeld und Le-
bensraum. Durch die Entstehung der moder-
nen Großstadt ist dieser Bereich in besonde-
rem Maße benachteiligt und zu einem Pro-

blemfeld geworden. Die durch Eingemeindung 
wachsenden Großstädte haben die ihnen ver-
fügbare Fläche in der Vergangenheit nach der 
Logik administrativer und ökonomischer Ra-
tionalität durch funktionale Gliederung und 
Zentralisierung neu geordnet. Die Stadt wurde 
in Wohnviertel, Industrieviertel, Erholungs- 
und Freizeitbereiche, Versorgungszonen auf-
geteilt, und die ehemals selbständigen und 
„vollständigen" Dörfer, Kleinstädte, Stadtteile 
verloren ebenso wie neu entstandene Siedlun-
gen wichtige Funktionen und Kompetenzen. 
Es geht heute darum, dem Stadtteil, dem Quar-
tier die Vitalität und Vielfalt eines lebendigen 
Sozialgebildes zurückzugewinnen.
Nach den Darlegungen des Berichts sollen die 
Folgen der Einrichtung von verkehrsberuhig-
ten Zonen erforscht werden. Daneben wären 
Forschungsmaßnahmen wünschenswert 
über:
— Möglichkeiten der Rückgewinnung von 
Arbeitsplätzen in Wohngebieten.
— Erhaltung bzw. Wiederansiedlung von Ein-
zelhandel und Kleingewerbe in innenstadtna-
hen Quartieren.
— Reintegration von Schule und sonstigen 
Bildungsstätten im Wohnumfeld.
— Bildung von „parochialen" Institutionen auf 
lokaler Ebene als Kristallisationskerne für 
quartierorientierte „politische" Öffentlichkeit. 
— Erhaltung und Wiedergewinnung von Hö-
fen, Wegen und vor allem Straßen als „Außen-
wohnraum" und Spielfläche.
— Vergrößerung der Verkehrsfläche zugun-
sten von nichtmotorisiertem (z. B. Fahrrad-) 
Verkehr.
— Vermehrung von Freiräumen und Grünflä-
chen im Wohnumfeld.

Randwanderung
Der Verlust der Städte an Wohnbevölkerung 
und deren Abwanderung in das Umland ist ein 
weiteres zentrales Problem von Raumordnung 
und Städtebau. Als Ursachen werden zuneh-
mender Flächenanspruch der Betriebe und hö-
here Wohnansprüche der Bevölkerung ange-
geben. Es scheint, daß die Menschen sowohl 
an den Arbeitsplatzchancen und an der Quali-
tät der öffentlichen Einrichtungen in den 
Großstädten partizipieren als auch in niedrig-
geschossiger und aufgelockter Bauweise „im 
Grünen“ wohnen wollen.
Als Folgen der Randwanderung werden ge-
nannt: Steuerliche Schwächung der Kern-
städte bei gleichbleibenden Verpflichtungen? 
Zersiedelung der Landschaft? zunehmender



(Pendler-) Verkehr; räumliche und soziale 
Trennung (Segregation) der Bevölkerung.
Sowohl über die Auswirkungen wie über die 
Ursachen der Randwanderung ist nicht sehr 
viel Verläßliches bekannt. Der BFB nennt 
„Veränderte Nutzungsverteilungen zwischen 
Kern- und Randgemeinden und ihre Auswir-
kungen auf die kommunalen Einnahmen und 
Ausgaben“ als ein Forschungsvorhaben. Wei-
tere Konsequenzen der Randwanderung wie 
die Auswirkungen auf das Verkehrssystem 
und auf die Sozialstruktur der Bevölkerung 
bedürften ebenfalls der Erhellung. Ferner 
wäre es hilfreich, wenn untersucht würde, ob 
und in welchem Maße der Randwanderung 
durch die Stärkung und funktionale Diversifi-
zierung der innerstädtischen und besonders 
der citynahen Quartiere begegnet werden 
kann. Des weiteren wäre es wünschenswert, 
wenn im Hinblick auf die Wohnwünsche der 
Bevölkerung Instrumente und Alternativen 
entwickelt würden, die das stetige Wohnflä-
chenwachstum verlangsamen bzw. zum Still-
stand bringen könnten.

Rückgang des Wohnungsangebots
Der gegenwärtig starke Rückgang des priva-
ten wie auch des sozialen Wohnungsbaus ist 
im Begriff, zu einem hochrangigen sozialen 
Problem zu werden. Steigende Baukosten und 
rückläufige Kapitalrenditen mindern das 
Wohnungsangebot. Insbesondere fehlt es zu-
nehmend an Wohnungen, die für einkom-
mensschwache Haushalte erschwinglich sind. 
Auch die Bildung von Wohneigentum ist für 
Personen in Ballungsräumen und für kinder-
reiche Familien kaum noch zu bezahlen.
Da nicht zu erwarten ist, daß sich diese Ent-
wicklung kurzfristig bis mittelfristig abschwä-
chen wird, wäre es u. U. lohnend, nach Instru-
menten zu forschen, mit denen dieser gravie-
renden Problemsituation beizukommen ist. Zu 
denken wäre über die genannten Forschungs-
maßnahmen hinaus an Untersuchungen zu fol-
genden Themen:
— Vereinfachung des Wohnqualitätsstan-
dards.
— Vereinfachung der Bauverwaltungsvor-
schriften.
— Nutzungsvariabilität von Wohnungen.
— Erfahrungen mit gemeinschaftlichen 
Wohneigentumsformen.
— Erfahrungen mit Formen der Mietermitbe-
stimmung.
— Möglichkeit einer Beeinflussung des Bo-
denmarktes durch die öffentliche Hand.

Energieforschung und Energietechnologien

Kaum ein anderer Teilbereich der For- 
schungs- und Technologiepolitik hat in der 
Vergangenheit soviel öffentliche Aufmerk-
samkeit auf sich ziehen können wie der der 
Energieforschung. Die Ergebnisse der darüber 
geführten Diskussion können — auch wenn 
sie viele Kritiker nicht völlig befriedigen wer-
den — als Beleg sowohl für die Notwendigkeit 
des vom BMFT gewünschten öffentlichen Dia-
logs als auch für dessen Bedeutung für den In-
halt der Forschungspolitik gelten.
Der BFB VI enthält zwar auch auf diesem Feld 
dem Leser wichtige Informationen vor, aber 
wenn dieser zur Abklärung von Detailfragen 
das „Programm Energieforschung und Ener-
gietechnologien 1977—1980" hinzuzieht, kann 
er feststellen, daß dieses Programm im Ver-
gleich zu dem vorhergehenden durchaus Fort-
schritte gebracht hat. Es bietet einen breiteren 
Ansatz in der Zielsetzung, was sich insbeson-
dere in einer besseren finanziellen Ausstat-
tung des Teilprogramms „Rationelle Energie-
verwendung" niederschlägt; es ist langfristig 
orientiert, indem die Entwicklungsperspekti-
ven bis in das Jahr 2000 ausgezogen sind, und 
es weist schließlich auch ausdrücklich auf Pro-
bleme hin, die durch die Förderung bestimm-
ter Energieträger, z. B. der Kernenergie, erst 
entstanden sind — wie die Notwendigkeit der 
ständigen Fortentwicklung der nuklearen Si-
cherheitstechnik.
Kritische Einwände müssen freilich wiederum 
gegen die finanzielle Ausstattung der einzel-
nen Forschungsschwerpunkte erhoben wer-
den. Sie entspricht keineswegs der selbst ge-
setzten Zielvorgabe. Danach soll den Techno-
logien zur rationellen und sparsamen Energie-
verwendung „die Priorität Nummer Eins in der 
Energiepolitik" zukommen (Tz. 84). Außerdem 
sollen die Technologien für den Einsatz in den 
Ländern der Dritten Welt besonders gefördert 
werden3).

3) Programm Energieforschung und Energietechno-
logien 1977—1980, Bonn 19782, S. 12.

Die vorgesehene Finanzplanung, die freilich in 
ihrer Zuordnung zu den Einzelbereichen nicht 
dem BFB VI, sondern nur dem „Programm 
Energieforschung und Energietechnologien" 
zu entnehmen ist, scheint demgegenüber ganz 
andere Prioritäten auszuweisen: Die Förde-
rung von Technologien zur rationellen und 
sparsamen Energieverwendung steht mit 
490 Millionen DM für den Zeitraum 1977 bis 
1980 an letzter Stelle mit etwa 7,5 Prozent der 
Gesamtaufwendungen. An vorletzter Stelle 
steht mit 570 Millionen DM oder knapp 9 Pro-
zent der Gesamtaufwendungen die Förderung 



neuer Energiequellen. Zwei Drittel dieser 
Summe gehen in die Kernfusionsforschung, 
nur der Rest von 191 Millionen DM in die Er-
forschung neuer Energiequellen, die für Län-
der der Dritten Welt interessant sein könnten. 
Zum Vergleich: allein für die Sicherheitsfor-
schung im Bereich der Leichtwasserreaktoren 
stehen im selben Zeitraum 253 Millionen DM 
zur Verfügung.
Mit der Vergleichszahl sollte angedeutet wer-
den, daß die Kritik an der Verteilung der Fi-
nanzmittel aus dem Zweifel herrührt, ob die 
Bevorzugung der Kernenergie mit etwa 
70 Prozent des gesamten Energieforschungs-
etats richtig ist. Sicher gilt auch hier, daß die 
Finanzzahlen nur eingeschränkt vergleichbar 
sind, weil etwa Forschungen und Entwicklun-
gen in den Bereich „rationelle Energieverwen-
dung" und „neue Energiequellen" nicht mit so-
viel Geldaufwand verbunden sind wie im Be-
reich „Kernenergie". Möglicherweise fehlen 
auch bisweilen entsprechende Forschungsvor-
haben in den erstgenannten Bereichen, die 
eine Förderung aussichtsreich und sinnvoll er-
scheinen lassen. Es ist jedoch äußerst fraglich, 
ob ein so krasses Mißverhältnis in der finan-
ziellen Ausstattung dem selbst gesetzten An-
spruch wie den energiepolitischen Notwen-
digkeiten gerecht zu werden vermag.
Die Vielzahl der im BFB VI genannten offenen 
Fragen und ungelösten Probleme, vor allem 
beim Brennstoffkreislauf und bei den fortge-
schrittenen Reaktortypen (Tz. 89), lassen zu-
mindest die Frage angebracht erscheinen, ob 
nicht die Kernenergie zu schnell ausgebaut 
und in die Energieversorgung integriert wor-
den ist — weil sowohl Sicherheits- als auch 
Rentabilitätsprobleme noch nicht abschlie-
ßend beantwortet werden können. Darüber 
hinaus wird in diesem Zusammenhang deut-
lich, daß für die industrielle Nutzung der 
Kernenergie noch auf lange Zeit horrende 
Summen für Forschung und Entwicklung auf-
zubringen sind. Ob das volkswirtschaftlich 
sinnvoll ist oder nicht, steht wohl angesichts 
des derzeitigen Entwicklungsstandes der 
Kernindustrie sowie der politischen Diskus-
sion nicht mehr zur Debatte. Es sollte aber un-
ter allen Umständen vermieden werden, daß 
aus diesem Grund auch nur die Zuwachsraten 
bei der Förderung weniger risikoreicher Ener-
gietechnologien verringert werden.

Forschungspolitik 
und Entwicklungsförderung

An verschiedenen Stellen des BFB VI werden 
Fragen des Zusammenhangs von Forschungs-
politik und Entwicklungspolitik angespro-
chen:

Ausdrücklich wird bemerkt, daß die interna-
tionale Zusammenarbeit in Forschung und 
Technologie einen wichtigen Beitrag auch zur 
Entwicklungshilfepolitik leistet. Auf neuen 
Wegen der wissenschaftlich-technischen Ko-
operation mit Entwicklungsländern will die 
Bundesregierung zu deren wirtschaftlicher 
und sozialer Entwicklung beitragen (Tz. 51). 
Verstärkte Zusammenarbeit soll also nicht 
ausschließlich im Selbstinteresse mit rohstoff- 
und erdölexportierenden Ländern erfolgen, 
um der eigenen Abhängigkeit bei langfristig 
sich verknappenden Reserven Rechnung zu 
tragen (Tz. 13, 51, 91). Die Bundesrepublik muß 
sich, so wird gesagt — sowohl aus humanitä-
ren Erwägungen wie unter dem Ziel der lang-
fristigen Friedenssicherung und um wirt-
schaftlich-ökologischen Konsequenzen von 
Armut und Überbevölkerung entgegenzuwir-
ken —, auch die Probleme der ärmeren Ent-
wicklungsländer zu eigen machen (Tz. 19), wo-
bei es u. a. beispielsweise darum gehen wird, 
die Anpassung traditioneller und industrieller 
Technologien an die besondere Entwicklungs-
situation als wichtige Aufgabe zu berücksich-
tigen (Tz. 19). Auch durch den Aufbau von For-
schungskapazitäten in den Entwicklungslän-
dern selbst soll die Forschungspolitik sich ver-
stärkt an Bedürfnissen dieser Länder orientie-
ren (Tz. 51). Daß neue technische Methoden 
und Produkte als Ergebnis von Forschung und 
Technologie nur unter Einbeziehung sozio-
ökonomischer Faktoren in Entwicklungslän-
dern eingeführt werden dürfen, wird im 
BFB VI besonders im Zusammenhang der als 
wichtige Aufgabe der Industrieländer angese-
henen landwirtschaftlichen Erschließung er-
wähnt (Tz. 19, 117).
Diese Formulierungen weisen mit Deutlich-
keit auf gewichtige entwicklungspolitische 
Probleme von Forschung und Technologie hin. 
Es werden mögliche und notwendige Neben-
ziele der Forschungspolitik benannt — aller-
dings nicht systematisiert und ohne Bezug zu 
konkreten Programmen und Maßnahmen, so 
daß Zweifel geweckt werden, ob damit tat-
sächlich wichtige Akzente für eine entwick-
lungspolitisch orientierte Förderung von For-
schung und Technologie gesetzt worden 
sind.
An kaum einer Stelle bietet der BFB VI die 
Möglichkeit, Ergebnisse entwicklungsorien-
tierter Forschung und Technologie sowie wis-
senschaftlich-technischer Kooperation mit 
Entwicklungsländern, durch welche die For-
schungspolitik verstärkt an Bedürfnissen der 
Entwicklungsländer orientiert werden soll, zu 
analysieren und zu bewerten. Zwar werden ei-, 
nige Projekte und Technologien in und für 
Entwicklungsländer genannt (Tz. 55, 60, 116). 



Was konkrete Möglichkeiten von Forschung 
und Technologie zugunsten der Entwicklungs-
länder und Ergebnisse bilateraler Zusammen-
arbeit anbelangt, wird jedoch lediglich auf eine 
Stellungnahme zur Konferenz der Vereinten 
Nationen für Wissenschaft und Technologie 
im Dienste der Entwicklung verwiesen (Tz. 51). 
Auch der Faktenteil des BFB VI weist keine 
Einzelinformationen über Finanzierung und 
Durchführung von entwicklungsländerorien-
tiertem Technologietransfer auf, obwohl zwei 
Drittel der vom Bundesministerium für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit finanzierten ent-
wicklungspolitischen Forschung und Planung 
für angepaßte Technologien aufgewandt wer-
den (Tz. B 36).
Daß solche Transfers im vitalen Interesse der 
Entwicklungsländer liegen, haben auch die 
Kirchen hervorgehoben. Da wirtschaftliche 
und soziale Fehlentwicklungen in Entwick-
lungsländern aber nicht zuletzt auf ungeeig-
nete Technisierung zurückzuführen sind, ha-
ben die Kirchen die Notwendigkeit betont, 
Technologie sowohl der jeweiligen Situation 
der Entwicklungsländer wie ihren Entwick-
lungszielen optimal anzupassen4). Auch der 
BFB VI nennt die Bedürfnisse der Entwick-
lungsländer als Orientierungsgröße, gibt je-
doch keine Auskunft über leitende Rahmen-
bedingungen des praktischen Technologie-
transfers. Es ist auch nicht ersichtlich, ob über 
Forschungsarbeiten, z. B. zur Evaluierung bis-
herigen Technologietransfers, Kriterien für ei-
nen entwicklungsfördernden Transfer gewon-
nen werden.

5) Vgl. Memorandum, a.a.O., S. 22.
6) Vgl. Erklärung, a.a.O., S. 11.
7) Vgl. Memorandum, S. 14 ff. und Erklärung, S. 13.
8) Vgl. Erklärung, S. 11 ff., 15 ff„ 18 ff. und Memoran-
dum, S. 24 f.

Da der BFB VI deutlich macht, daß die wissen-
schaftlich-technische Kooperation mit Ent-
wicklungsländern in besonderer Weise dem 
Technologietransfer dienen soll (Tz. 51), selbst 
in unserem Gesellschafts- und Wirtschaftssy-
stem aber die Übertragung wissenschaftlich- 
technischer Ergebnisse in die Wirtschaft und 
den öffentlichen Sektor von gezielten Maß-
nahmen abhängen und daher neue Transfer-
maßnahmen in der Vergangenheit erforder-
lich erschienen (Tz. 39 f.), wäre es angemessen,

4) Vgl. Soziale Gerechtigkeit und internationale 
Wirtschaftsordnung. Memorandum der Gemeinsa-
men Konferenz der Kirchen für Entwicklungsfragen 
(GKKE) aus Anlaß der 4. Konferenz der Vereinten 
Nationen für Handel und Entwicklung (UN- 
CTAD IV) in Nairobi Mai 1976, in: Hermann Kunst 
und Heinrich Tenhumberg, Soziale Gerechtigkeit 
und Internationale Wirtschaftsordnung, München/ 
Mainz 1976, S. 20 ff. (im folg, zit „Memorandum") und 
Gerechtigkeit und Solidarität in der internationalen 
Wirtschaftsordnung. Erklärung der Gemeinsamen 
Konferenz der Kirchen für Entwicklungsfragen 
(GKKE) aus Anlaß der 5. Konferenz der Vereinten 
Nationen für Handel und Entwicklung (UN- 
CTAD V) Manila 1979, Hannover/Bonn 1979, S. 17 
(im folg. zit. „Erklärung"). 

auch Erfahrungen, Maßnahmen, Möglichkei-
ten und Mittelaufwand zu einer wirksamen 
Verbesserung des Technologietransfers in 
Entwicklungsländer im BFB ausführlicher dar-
zustellen. Um dem Ziel der langfristigen Frie-
denssicherung tatsächlich zu entsprechen 
(Tz. 19), sollten auch Informationen über 
Transfers im Bereich der Rüstungswirtschaft 
zur Verfügung gestellt werden5).
Im Zusammenhang entwicklungspolitischer 
Fragestellungen werden auch keine Angaben 
über die bereits erfolgte oder als notwendig 
angesehene Entwicklung empirischer Sozial-
forschung über sozial-kulturelle Verhältnisse 
in Entwicklungsländern sowie der sozio-kultu-
rellen Auswirkungen verschiedener Entwick-
lungsstrategien gemacht, obwohl die grundle-
gende Bedeutung, die einer sozialwissen-
schaftlichen Analyse gesellschaftlicher Daten 
und Probleme im Prozeß wissenschaftlich- 
technischen Fortschritts und gesellschaftli-
cher Entwicklung zukommt, im BFB VI mit 
wünschenswerter Deutlichkeit aufgezeigt 
wird (Tz. 72 ff., B 37 ff.). Es ist offensichtlich 
eine entwicklungspolitische Notwendigkeit, 
den sozio-kulturellen Lebensrahmen bei der 
Förderung der Technisierung der Produktion 
in Entwicklungsländern stärker als bisher zu 
berücksichtigen. Denn die bisherigen Ent-
wicklungsanstrengungen haben, wie es in ei-
ner Erklärung der Kirchen heißt, vielfach zur 
Zerstörung traditioneller Beziehungen ge-
führt, ohne daß tragbare neue Systeme ent-
standen; dies führte zur Entwurzelung und 
Verelendung vieler Menschen.6).
Es fällt auch auf, daß Informationen über Art 
und Ausmaß sowohl wirtschafts- wie sozial-
wissenschaftlicher Forschung zu den Pro-
blemen einer veränderten internationalen 
Wirtschaftsordnung fehlen, d. h. zu Fragen wie 
der Neuordnung des Welthandels, insbeson-
dere im Rohstoffbereich, des Zusammenhangs 
von Entwicklungspolitik einerseits und Agrar-
und Ernährungspolitik andererseits, der Ver- 
und Entschuldung der Entwicklungsländer 
oder der entwicklungspolitischen Förderung 
der Zusammenarbeit zwi. hen Entwicklungs-
ländern — Fragen, die in Erklärungen der Kir-
chen immer wieder als dringend hervorgeho- 
ven wurden7).
In dieser Hinsicht ist auch auf den von den 
Kirchen betonten Zusammenhang zwischen 
der Industrialisierung in Entwicklungsländern 
und dem Strukturwandel in den Industrielän-
dern zu verweisen8). Die Kirchen haben u.a. 



die Forderung erhoben, im Rahmen einer auf 
aktiven Strukturwandel gerichteten Politik, 
die auch Voraussetzungen für die verstärkte 
Integration der Entwicklungsländer in eine 
arbeitsteilige Weltwirtschaft schaffen soll, die 
Forschungspolitik auf eine erhöhte Innova-
tionsfähigkeit der Wirtschaft auszurichten 
und einen entwicklungsfördernden Struktur-
wandel zu stützen 9). Dem BFB VI ist nicht zu 
entnehmen, ob solche Forderungen mit den 
strukturpolitischen Zielsetzungen der For-
schungsförderung vereinbar sind. Es ist auch 
nicht ersichtlich, ob die auf aktiven Struktur-
wandel gerichtete Forschungs- und Technolo-
giepolitik, wie sie im Energie- und Rohstoff-
sektor durchgeführt wird, auch durch entwick-
lungspolitische Kriterien bestimmt wird oder 

ob Notwendigkeiten und Möglichkeiten wirt-
schaftlicher Umstrukturierungen unter den 
Gesichtspunkten einer neuen internationalen 
Arbeitsteilung Gegenstand sozial- und wirt-
schaftswissenschaftlicher Forschungsprojekte 
sind. Die Kirchen halten beispielsweise ein ge-
meinsames Informationssystem über die 
Verlagerungstendenzen einzelner Produk-
tionsbereiche in die Dritte Welt für eine Vor-
aussetzung einer langfristig vorausschauen-
den Strukturpolitik10).

9) Vgl. Erklärung, S. 19f. 10) Vgl. Memorandum, S. 25.

Umfang und Bedeutung der im BFB VI ange-
sprochenen politischen Probleme drängen — 
was den Aufbau des Berichts anbelangt — zu 
dem Schluß, sie zusammenhängend und syste-
matischer in einem besonderen Abschnitt dar-
zustellen.



Walter Homberg

Glashaus oder Elfenbeinturm?
Zur Entwicklung und zur Lage der Wissenschaftskommunikation

Die Landkarte publizistischer Wissenschafts-
vermittlung zeigt scharfe Kontraste. Auf der 
einen Seite Informationsberge, Informations-
fluten — ein Bild breughelschen Überflusses. 
Und auf der anderen Seite ein Stilleben des 
Mangels; neben den stetig wachsenden Bü-
cherhalden, den anschwellenden Zeitschrif-
tenmeeren der Binnenkommunikation die 
dürren Steppen wissenschaftlicher Außen-
kommunikation: die aktuell-universellen Me-
dien, unfruchtbar offenbar für alles, was mit 
Wissenschaft und Forschung zu tun hat.
Auf den ersten Blick also eine paradoxe Situa-
tion: volle Lagerhallen und leere Schaufenster 
— um ein anderes Bild zu verwenden. Oder 
doch nicht? Handelt es sich hier um zwei völ-
lig verschiedene Märkte, die untereinander in 
gar keinen Handelsbeziehungen stehen?
Die folgende Problemskizze möchte das Ver-
hältnis von Wissenschaft und Öffentlichkeit 
in drei Schritten angehen: Zunächst wird nach 
den Konstitutionsbedingungen binnenwissen-
schaftlicher Öffentlichkeit gefragt und eine 
historisch-genetisch angelegte Situationsbe-
schreibung der internen Wissenschaftskom-
munikation versucht. Es folgt eine Bestands-
aufnahme der Berichterstattung über Wissen-
schaft in den Massenmedien. Schließlich sol-
len Voraussetzungen, Möglichkeiten und Hin-
dernisse einer Verknüpfung des inneren und 
des äußeren Kommunikationskreises disku-
tiert werden.

I
Das Öffentlichkeitspostulat ist ein funktiona-
ler Imperativ wissenschaftlicher Arbeit. Nur 
freier Informationsaustausch ermöglicht die 
intersubjektive Nachprüfbarkeit wissenschaft-
licher Ergebnisse, die als Gültigkeitstest erst 
die Feuerprobe offener und — prinzipiell — 
öffentlicher Diskussion bestehen müssen.

Dieser Beitrag erscheint demnächst auch in 
dem Sammelband: Kommunikation im Wan-
del der Gesellschaft. Otto B. Roegele zum 
60. Geburtstag, herausgegeben von Erhard 
Schreiber, Wolfgang R. Langenbucher und 
Walter Homberg im Droste Verlag, Düssel-
dorf.

Seit den „klassischen" wissenschaftssoziologi-
schen Studien Robert K. Mertons herrscht 
über die sozialen Grundnormen der Gemein-
schaft der Wissenschaftler ein weitreichender 
Konsens'): Die Norm des „Universalismus" im-
pliziert den Ausschluß von personalen oder 
sozialen Eigenschaften, von Rassen-, Nationa- 
litäts-, Religions- und Klassenzugehörigkeit 
oder individuellen Qualitäten als Beurtei-
lungskriterien von Forschungsergebnissen; 
sie setzt den freien Zugang zur wissenschaftli-
chen Arbeit voraus. Wissenschaftliche Er-
kenntnisse können kein individueller Besitz 
sein, der als materielle Hinterlassenschaft — 
und sei es im Sinne von Nutzungsrechten — 
persönlich vererbbar wäre*): Die zweite kon-
stitutive Norm wissenschaftlicher Tätigkeit, 
von Merton als „Kommunismus", von Norman 
W. Storer später als „Kommunalität“ bezeich-
net 3), verlangt die Veröffentlichung von Resul-
taten, die auf diesem Wege allen Mitgliedern 
der „scientific community" zugänglich werden. 
Die „Uneigennützigkeit" (disinterestedness) 
des Wissenschaftlers schließlich ist nur durch 
die aufgrund öffentlicher Überprüfbarkeit er-
möglichte institutioneile Kontrolle der Fach-
kollegen sicherzustellen. Und auch — viertens 
— der methodologische Imperativ des „organi-
sierten Skeptizismus" setzt die allgemeine Zu-
gänglichkeit der Ergebnisse voraus.

1) Robert K. Merton, Wissenschaft und demokrati-
sche Sozialstruktur, in: Peter Weingart (Hrsg.), Wis-
senschaftssoziologie I. Wissenschaftliche Entwick-
lung als sozialer Prozeß, Frankfurt am Main 1972, 
S. 45—59. Vgl. auch Walter L. Bühl, Einführung in die 
Wissenschaftssoziologie, München 1974, S. 102ff.
2) Anders steht es um die angewandte industrielle 
Forschung, in der Nutzungsansprüche durch das Pa-
tentrecht juristisch abgesichert sind.
3) Vgl. Norman W. Storer, Das soziale System der 
Wissenschaft, in: Weingart (Hrsg.), a. a. O., S. 60— 
81.

Es ist also nicht übertrieben, Öffentlichkeit als 
ein konstituierendes Prinzip wissenschaftli-
cher Tätigkeit zu bezeichnen. Die mitgeteilten 
institutioneilen Normen beziehen sich zu-
nächst allerdings nur auf einen speziellen 
Kommunikationskreis: den Kreis der Fachge-
nossen. Hier ist eine symmetrische Kommuni-
kation garantiert, sind kompetente Kritik und 
Kontrolle möglich.
Die Bedeutung der Publizitätsforderung läßt 
sich auch daran ablesen, daß sie zu einem 



Maßstab beruflicher Anerkennung gemacht 
wird: Die Reputation eines Wissenschaftlers 
bemißt sich vor allem nach seinen Publikatio-
nen. Noch in der Entartung des rein quantita-
tiven Titelzählens als Folge des „publish or pe- 
rish" zeigt sich die Fundamentalität dieser 
Grundnorm wissenschaftlichen Arbeitens4).

4) Quantifizierende Ansätze haben sich auch in der 
Wissenschaftsforschung ausgebreitet; vgl. dazu 
etwa Otto Nacke (Hrsg.), Scientometrie und Biblio-
metrie in Planung und Forschung, Bielefeld 1976.
5) Vgl. Hans Widmann, Geschichte des Buchhan-
dels vom Altertum bis zur Gegenwart, T. 1, Wiesba-
den 1975, sowie Jutta Schneider, Wissenschaftliche 
Öffentlichkeit. Zu Problemen ihrer Entstehung und 
Veränderung in Abhängigkeit von der Wissen-
schaftspraxis und dem Markt wissenschaftlicher 
Publikationen, Phil. Diss. Göttingen 1974, S. 58 f.
6) Vgl. John Desmond Bernal, Wissenschaft. Science
in History, Bd. 1, Reinbek 1970, S. 272 ff, sowie 
Schneider, a. a. O, S. 61 ff.

II.
Die Geschichte wissenschaftlicher Kommuni-
kation, deren Form- und Funktionswandel 
hier nur in wenigen groben Strichen skizziert 
werden kann, ist — wie die Geschichte der 
menschlichen Kommunikation überhaupt — 
zunächst bestimmt vom mündlichen Aus-
tausch. Die Weitergabe des Wissens geschah 
primär im persönlichen Umgang zwischen 
Lehrern und Schülern, in Formen wie Vortrag, 
Dialog, Diskussion. Zwar gab es bereits im Al-
tertum nicht nur einen regen Handschriften-
handel, sondern auch schon öffentliche und 
private Büchersammlungen beachtlichen Aus-
maßes5)- Diese Institutionen erlaubten die 
Speicherung des vorhandenen Wissens und 
damit die Auseinandersetzung mit den Wis-
sensbeständen der Vergangenheit, waren aber 
durch ihre räumliche Fixierung und ihre so-
ziale Exklusivität nur für einen kleinen Kreis 
von Eingeweihten zugänglich.
Der esoterische Charakter der Beschäftigung 
mit Wissenschaft, die im übrigen noch nicht 
durch einen methodischen Minimalkonsens 
und eigene Binnennormen definiert, noch 
nicht institutionalisiert war, änderte sich bis 
zum Mittelalter nur wenig. Als gesellschaft-
lich dominante Kraft prägte die Kirche auch 
Inhalte und Formen der Wissensvermittlung; 
und sie stellte die Institutionen dazu zur Ver-
fügung: Klosterbibliotheken und Domschulen 
— die Wiege der ersten Universitäten6).
Durch die Verwendung einer eigenen Gelehr-
tensprache, des Lateins, war wissenschaftliche 
Kommunikation im Mittelalter und in der be-
ginnenden Neuzeit nach außen hin klar abge-
grenzt. Diese Abschottung nach außen bedeu-
tete freilich auch eine Öffnung nach innen: 

Für die Republik, präziser: Aristokratie der 
Gelehrten existierten keine nationalen 
Sprachgrenzen — als Weltsprache der Wis-
senschaft ermöglichte das Latein eine direkte 
internationale Verständigung. In der Gegen-
wart hat die englische Sprache in vielen Dis-
ziplinen eine vergleichbare Rolle übernom-
men.
Mit der Ausweitung und Auffächerung wis-
senschaftlicher Tätigkeit konnten die zeit- 
und ortsgebundenen Formen direkter Kom-
munikation die an sie gestellten Anforderun-
gen bald nicht mehr erfüllen. Die technische 
Revolutionierung des Drucks durch Guten-
bergs Erfindung bot die sogleich intensiv ge-
nutzte Möglichkeit, gelehrte Abhandlungen 
einem räumlich verstreuten Publikum zugäng-
lich zu machen. Das per Druckerpresse ver-
vielfältigte Buch hatte neben seinen gerade in 
jüngerer Zeit wiederentdeckten vielen Vorzü-
gen7) allerdings zwei Nachteile: Es war zu 
schwerfällig, um einen aktuellen Informa-
tionsaustausch zu sichern, und als publizisti-
sche Großform zu kompakt, um eine raum-
überwindende „Diskussion" von Einzelfragen 
zu ermöglichen.
So kam es zu dem, was Günter Kieslich als 
„erste historisch fixierbare Kommunikations-
krise in der neuzeitlichen Geschichte der eu-
ropäischen Wissenschaft" bezeichnet hat: „Das 
zeit- und ortsbegrenzte wissenschaftliche 
Gruppengespräch der Gelehrten einer Univer-
sität oder einer meist schon fachlich speziali-
sierten, aber immobilen wissenschaftlichen 
Akademie, der zeitraubende, dafür raumüber-
windende, in aller Regel jedoch eindimensio-
nale und private Informationsaustausch 
zweier oder mehrerer Wissenschaftler mitein-
ander oder auch gelehrter Gesellschaften un-
tereinander in kontinuierlichem Briefwechsel 
— diese Kommunikationsformen erwiesen 
sich angesichts der anschwellenden, in um-
fangreichen Druckwerken konservierten Pri-
märinformationen als völlig unzureichend, 
wollte man das wissenschafts-ideologisch vor-
geschriebene, polyhistoristische Ideal noch 
verwirklichen."8)
Die Krise provozierte eine Lösung, die wie so 
häufig in der Kommunikationsgeschichte in 
der Schaffung eines neuen Mediums bestand: 
der Zeitschrift. Die ersten Gelehrtenzeitschrif-
ten wurden zum Teil nationalsprachlich („Jour-

7) Vgl. Otto B. Roegele, Was wird aus dem gedruck-
ten Wort? Vom Lesen als Bürgerpflicht, Zürich 1977, 
sowie Wissenschaftliche Kommission Lesen: Lese-
förderung und Buchpolitik. Eine Expertise, Bonn 
1977.
8) Günter Kieslich, Kommunikationskrisen in der 
Wissenschaft, Salzburg, München 1969 (= Salzbur-
ger Universitätsreden 38), S. 6. 



nal des Scavans", 1665 in Paris, „Philosophical 
Transactions", im selben Jahre in London, 
„Giornale de' Letterati", drei Jahre später in 
Rom gegründet), zum Teil in Latein publiziert 
(„Acta Eruditorum“, seit 1682 in Leipzig). Damit 
ist an die Stelle des Individualmediums Brief, 
das neben geschriebenen oder gedruckten Sit-
zungsprotokollen*) bisher die Rolle des typi-
schen Kommunikationsträgers für den Aus-
tausch der Gelehrten untereinander gespielt 
hatte, ein mechanisch vervielfältigtes Grup-
penmedium getreten, das die Kriterien Publi-
zität, (Fach-)Aktualität, Periodizität und damit 
Kontinuität aufweist.

11) Vgl. ebd., S. 11 f. (Zusammenstellung nach der 
Zeitschriften-Bibliographie von Joachim Kirchner). 
12) Vgl. dazu Heinz Starkulla, Die Zeitschriften, in: 
Presse- und Informationsamt der Bundesregierung 
(Hrsg.), Die öffentliche Meinung, Bonn 1971, S. 60— 
87; Klaus Broichhausen, Die gegenwärtige Struktur 
der Fachpresse in der Bundesrepublik Deutschland, 
in: Otto B. Roegele/Hans Großmann (Hrsg.), Hand-
buch der Fachpresse, T. 1: Die deutsche Fachpresse 
der Gegenwart und ihre gesellschaftspolitische Be-
deutung, Frankfurt am Main 1977, S. 23—33, hier
S. 30; Rudolf Hofsähs, Die politische Bedeutung der
Fachzeitschrift, ebd., S. 119—133, hier S. 120.
Die Bundespressestatistik nennt geringere Zahlen,
schließt allerdings Erfassungslücken ausdrücklich 
nicht aus; vgl. Presse- und Informationsamt der Bun- 
desrgierung (Hrsg.), Bericht der Bundesregierung 
über die Lage von Presse und Rundfunk in der Bun-
desrepublik Deutschland (1978), Drucksache 8/2264 
des Deutschen Bundestages, 8. Wahlperiode, vom
9. November 1978, Bonn 1978, S. 30.
13) Derek J. de Solla Price, Little Science, Big Scien-
ce. Von der Studierstube zur Großforschung, Frank-
furt am Main 1974, S. 19. (Der Band enthält mehrere 
Vorträge von 1962.) — Kritische Einwände gegen 
die Berechnungsgrundlagen einer früheren Veröf-
fentlichung von Price bei Gernot Wersig, Informa-
tionssoziologie. Hinweise zu einem informations-
wissenschaftlichen Teilbereich, Frankfurt am Main 
1973, S. 95 ff.

Die ersten Zeitschriften, dem Typ nach vor-
wiegend bis ausschließlich Referate- und Re-
zensionsorgane, haben sich noch ganz dem 
Leitbild der einen Wissenschaft verschrieben. 
Als Universalzeitschriften konzipiert öffneten 
sie ihre Spalten naturwissenschaftlichen und 
philosophischen, historischen und geographi-
schen, theologischen und philologischen Ab-
handlungen. Das Renaissance-Ideal des „homo 
universalis" wurde jedoch auch im Bereich der 
Wissenschaft durch die gesellschaftliche Ent-
wicklung überholt. Das Gefäß „Universalzeit-
schrift" konnte den Zufluß an wissenschaftli-
chem Wissen bald nicht mehr aufnehmen, und 
auch die rasch gezimmerten Auffangbecken, 
Tochterorgane und Supplementenreihen10 ), 
gingen in kurzer Zeit aus den Fugen.

III.

Die Entwicklung der Wissenschaft ist, wie die 
Entwicklung gesellschaftlicher Arbeitspro-
zesse überhaupt, im hier gebotenen Steno-
grammstil am besten mit den beiden Kürzeln 
„Spezialisierung" und „Ausdifferenzierung" zu 
kennzeichnen. Unter dem Diktat ökonomi-
scher Rationalität wurden, zumal im Gefolge 
der Industrialisierung, die Arbeitsprozesse im-
mer weiter zerlegt und aufgegliedert, und die 
berufliche Rollendifferenzierung ging Hand in 
Hand mit einer fachlichen Spezialisierung. Für 
die Entwicklung der Kommunikationsmittel 
bedeutet dies die Ablösung der gelehrten Uni-
versalzeitschrift durch den neuen Typ der wis-
senschaftlichen Fachzeitschrift.

9) Vgl. dazu Ludwig Klügel, Die Konferenzberichte 
Renaudots als Verläufer der populärwissenschaftli-
chen Zeitschrift, Phil. Diss. München 1949 (masch.). 
Zur Rolle der gelehrten Gesellschaften für die wis-
senschaftliche Kommunikation siehe Fritz Schalk, 
Die Akademien und die Entstehung neuer Wissen-
schaften im Zeitalter der Aufklärung, in: Berichte 
zur Wissenschaftsgeschichte, Bd. 1/1978, Heft 1—2, 
S. 37—42.
10) Beispiele nennt Kieslich, a. a. O., S. 11.

War von den 126 Gelehrtenzeitschriften, die 
in den vier Jahrzehnten nach Gründung der 
„Acta Eruditorum" im deutschen Sprachraum 
erschienen, noch beinahe jede zweite allge-
meinwissenschaftlich ausgerichtet11 ), so ist 
dieser Typ heute so gut wie ausgestorben. Es 
dominiert das fachlich spezialisierte Organ — 
und die Zahl ist so groß, daß sie nicht einmal 
genau bekannt ist. Heute wird die Zahl der 
Fachzeitschriften in der Bundesrepublik 
Deutschland auf mehr als 3 000 geschätzt, dar-
unter über 1 000 wissenschaftliche Periodi-
ka12 ). Bereits 1962 gab Derek J. de Solla Price 
die Zahl der wissenschaftlichen Zeitschriften 
in der Welt mit 50 000 Titeln an, von denen 
30 000 noch erscheinen; sie sollen insgesamt 
ungefähr 6 Millionen Aufsätze enthalten und 
sich, parallel zur Zahl der wissenschaftlich 
Ausgebildeten, nach dem Modell der Expo-
nentialkurve vermehren13); das heißt: in im-
mer kürzeren Zeitintervallen verdoppelt sich 
jeweils das Informationsvolumen.
Das Kommunikationsproblem im gegenwärti-
gen Wissenschaftsbetrieb besteht in der Be-
wältigung der gigantischen Informationsge-
birge, die sich zu immer höheren Gipfeln auf-
türmen. Und daß diese zu einem erheblichen 
Teil nicht aus wissenschaftlichem Urgestein, 
sondern aus Informationsmüll bestehen, 
macht die Sache nicht einfacher, denn das eine 
läßt sich vom anderen erst nach zeitaufwendi-
gen Probebohrungen scheiden.
Die zunehmende gesellschaftliche Komplexi-
tät und die wachsende Einsicht in die Interde-



pendenz sozialer Prozesse haben die Verarbei-
tung von Informationen in allen Lebensberei-
chen schwieriger werden lassen. In der Wis-
senschaft, speziell in den geistes- und sozial-
wissenschaftlichen Fächern, verschärft sich 
dieses allgemeine Problem dadurch, daß neue 
Informationen die alten nicht einfach ablösen 
und damit überflüssig machen. Für den Litera-
turwissenschaftler etwa bleibt, auch wenn er 
sich mit der Produktion der zeitgenössischen 
Schriftsteller beschäftigt, der gesamte Fundus 
der Literatur „aktuell". Ohne die zwar nicht 
vollkommen zu realisierende, aber doch als 
Zielwert anzustrebende Simultanpräsenz des 
literarischen Erbes wird er seinem Gegen-
stand nicht gerecht werden, wird er die Spie-
gelungen des Früheren im Späteren nicht 
wahrnehmen, die Aufnahme traditioneller To- 
poi, die Verarbeitung klassischer Motive in 
Form von Zitat, Parodie, Travestie nicht analy-
sieren können. Ähnliches gilt für alle Diszipli-
nen, die sich ihrem Gegenstand in historischer 
Perspektive nähern, und es gilt nicht nur für 
die Quellen-, sondern auch für einen Teil der 
sogenannten Sekundärliteratur, nicht nur im 
Rahmen eines nationalen Sprach- und Kultur-
raums, sondern international. Max Scheler hat 
dieses anspruchsvolle Programm der Wissen-
schaftskommunikation in die Formel von der 
„Kooperation aller Zeiten und Völker“ ge-
bra 14cht ).
Zur Erfüllung dieses Kommunikationsideals 
hat die Drucktechnik jüngst weitere mate-
rielle Voraussetzungen geschaffen. Neue re-
prographische Verfahren ermöglichen den 
kostengünstigen Nachdruck solcher Werke, 
die als Unikat oder Rarissimum bisher in den 
Magazinen weniger Spezialbibliotheken ver-
borgen waren. In den beiden letzten Jahrzehn-
ten haben Reprint-Verlage sich darauf spezi-
alisiert, wissenschaftliche Werke der Vergan-
genheit wieder ans Licht zu holen — mit dem 
Ergebnis, daß das Angebot heute

15

 kaum noch 
überschaubar ist. Der „Guide to Reprints" von 
1979 verzeichnet bereits mehr als 80 000 
Titel ).

IVV.
Die erste große Kommunikationskrise der 
neuzeitlichen Wissenschaft, die mit der gei-
stesgeschichtlichen Epoche der Aufklärung 
zusammenfällt, bestand vor allem im Fehlen 
angemessener Informationsträger. Es fehlten 
öffentliche Transportmittel, die regelmäßig 

und verläßlich nach einem festen Fahrplan die 
Gelehrten mit neuen Erkenntnissen versorg-
ten. Die gegenwärtige Kommunikationskrise 
liegt nicht in der Verbreitung von Informatio-
nen, sondern in der (Un-)Möglichkeit ihrer 
Verarbeitung, über immer kleinere Fachge-
biete wird immer mehr publiziert, so daß selbst 
der innerste Zirkel der hochspezialisierten 
Forschergruppen immer weniger überhaupt 
zur Kenntnis nehmen, geschweige denn pro-
duktiv verarbeiten kann.
Spezialisierte Kommunikationsanforderungen 
haben die Entwicklung neuer Vervielfälti-
gungstechniken gefördert, die gerade auch im 
Bereich der Wissenschaftskommunikation an 
Bedeutung gewinnen. Die Angebotspalette 
mechanischer und elektronischer Geräte im 
Bereich der Textproduktion reicht von der 
Schreibmaschine mit variablem Typenpro-
gramm über den Fotokopierer bis zum Klein-
offsetdrucker. Bei inflationär steigendem Pu-
blikationsausstoß, wachsender Umschlagge-
schwindigkeit der Forschungsergebnisse und 
— wegen der fortschreitenden Zellteilung der 
Disziplinen — immer kleiner werdenden 
Kernzielgruppen hat das zeit- und geldauf-
wendige klassische Verfahren des Buch- und 
Zeitschriftendrucks in vielen Bereichen längst 
seine ökonomische Rationalität verloren. 
Nicht ohne Folgen für die wissenschaftliche 
Öffentlichkeit: Während die mittels der her-
kömmlichen Printmedien gedruckten Publika-
tionen allen Interessenten zumindest poten-
tiell zugänglich sind, schränken die per Selbst-
produktion vervielfältigten und verbreiteten 
Informationen den Kommunikationskreis ein 
auf die Gruppe der direkten Empfänger164).

14) Max Scheler, Die Wissensformen und die Ge-
sellschaft, 2. Aufl. Bern, München 1960, S. 154.
15) Vgl. Eberhard Mertens, Reprint — Eine Stand-
ortbestimmung. Zu neuen Ufern, in: Buchmarkt, 
Jg. 14/1979, Nr. 12, S. 71—76.

16) In diesem Zusammenhang müßte auch die Be-
deutung des „Sonderdrucks" näher untersucht wer-
den.
17) Exempel aus naturwissenschaftlichen Diszipli-
nen bei Price, a. a. O., S. 89 ff.

Damit ist auch im Bereich der Wissenschafts-
kommunikation ein Phänomen zu beobachten, 
das die politische Kommunikation der letzten 
Jahre stark beeinflußt hat: die Wiederentdek- 
kung längst überholt geglaubter vormedialer 
bzw. vorpublizistischer Vermittlungsformen. 
Der alte Gelehrtenbrief, Vorläufer des Medi-
ums Zeitschrift, erlebt in der Gegenwart in 
Form des in kleiner Auflage vervielfältigten 
„unveröffentlichten Manuskripts" seine Reani-
mation.
In einer Situation wachsenden Volumens und 
sinkender Halbwertszeit wissenschaftlicher 
Literatur17 ) gewinnen auch die mündlichen 
Austauschformen wieder an Bedeutung. 
Durch gegenseitige Einladungen zu Vortrags-
veranstaltungen und Gastvorlesungen festi-



gen die „invisible Colleges"18 ) ihre Koopera-
tionsbeziehungen. Die Variationsbreite wis-
senschaftlicher Tagungen reicht von der the-
matisch eingeengten Fachkonferenz mit 
Round-Table-Charakter — der Teilnehmer-
kreis ist hier manchmal auf eine kleine 
Gruppe ranghoher Statusträger eingeschränkt 
— bis zum für alle fachlich Interessierten zu-
gänglichen Mammutkongreß.

18) Siehe dazu auch die Studie von Diana Crane, In-
visible Colleges. Diffusion of Knowledge in Scienti- 
fic Communities, Chicago, London 1972.
19) Vgl. Mertens, a. a. O„ S. 74. Es handelt sich um 
die Kraus-Thompson Organisation, die in mehreren 
Ländern Niederlassungen besitzt und heute in ih-
rem Gesamtprogramm ungefähr 40 000 lieferbare 
Bände anbietet.

20) Ein neues Publikationsverfahren ist das vor al-
lem im angelsächsischen Sprachraum verbreitete 
„Publishing on demand": Der Verlag stellt auf Anfor-
derung vom Typoskript einer wissenschaftlichen 
Arbeit entweder Fotokopien oder Mikrofilme oder 
Mikrofiches her. Ein großes Angebot an Dissertatio-
nen und sonstigen wissenschaftlichen Veröffentli-
chungen hält hier z. B. die Firma University Micro-
films International, London und Ann Arbor/Michi- 
gan, bereit, eine Einrichtung der Xerox Corpora-
tion.
21) Vgl. Bundesministerium für Forschung und
Technologie: Programm der Bundesregierung zur
Förderung der Information und Dokumentation
(IuD-Programm) 1974—1977, Bonn 1975, sowie Wer-
ner Kunz (Hrsg.), Informationswissenschaft. Stand,
Entwicklung, Perspektiven — Förderung im IuD-
Programm der Bundesregierung, München, Wien
1978.

Die zuletzt genannte Tagungsform, vor allem 
in den Vereinigten Staaten üblich, vereinigt 
Elemente einer Mustermesse, einer Leistungs-
schau und eines Sängerwettstreits und vermag 
ihrer ganzen Anlage nach kaum dem wissen-
schaftlichen Diskurs, der theorie-, methoden- 
und/oder gegenstandsbezogenen Kontrover-
se, sondern eher der Selbstdarstellung der Ak-
teure, ihrer Präsentation für den akademi-
schen Stellenmarkt zu dienen. Da die expan-
sive Strategie der Großkongresse von vorn-
herein eine Fülle von Parallelveranstaltungen 
einplant, kann sich der Teilnehmer nur einem 
kleinen Ausschnitt der Vorträge und Diskus-
sionen zuwenden. Auch deshalb präsentieren 
die Referenten die Ergebnisse ihrer Forschun-
gen im Extrakt oder in extenso als „Paper“. Ein 
Teil dieser Arbeitspapiere wird später in Ta-
gungsanthologien oder Fachzeitschriften ab-
gedruckt, der Rest kreist im Samisdat-Verfah- 
ren unter den Eingeweihten. Auf verschie-
denen Ebenen setzt sich der „Paperismus" fort 
— bis zum hektographierten Referattext oder 
Thesenpapier in Universitätsseminaren.

Der Entwicklungstrend der Kommunikations-
technik in Richtung Miniaturisierung und Ent-
materialisierung zeigt sich auch im Bereich 
der Wissenschaftskommunikation. Bereits 
1970 brachte der international führende Re-
print-Verlag die ersten Mikropublikationen 
heraus19 ). Rohstoffmangel (Papierknappheit) 
und gestiegene Kosten im traditionellen 
Druckereigewerbe haben Mikrofilm und Mi-
krofiche zunehmende Beachtung verschafft. 
Gegenüber dem Papier hat der Kommunika-
tionsträger Zelluloid zwar den Nachteil, daß er 
zur Dekodierung eines speziellen Lesegerätes 
bedarf, als Vorteile stehen dem jedoch die 
kostengünstige Produktion und die raumspa-
rende Archivierung gegenüber, so daß die Mi-

kropublikationsformen in Zukunft vor allem 
bei der Reproduktion großer Nachschlage- 
und Serienwerke und umfangreicher Perio-
dika noch stärker genutzt werden dürften20 ).
Nach Einführung der neuen Telekommuni-
kationsmedien werden nichtmaterialisierte 
technisch vermittelte Austauschformen insge-
samt zunehmen. Da bisher darüber zwar schon 
eine ansehnliche Lobpreisungs- oder Kassan-
draliteratur existiert, aber noch kaum prakti-
sche Erfahrungen vorliegen, kann man ihre 
Bedeutung langfristig schwer abschätzen. Im 
Bereich der wissenschaftlichen Information 
dürfte der Bildschirmtext eine Rolle spielen, 
wenn auch nur in einem relativ schmalen Be-
reich: Die Kopplung von Telephon und Fern-
sehschirm erlaubt den individuellen Informa-
tionsabruf von einer Datenbank mit geradezu 
beliebig hoher Speicherkapazität. Für die 
Speicherung schnell veraltender Wissensbe-
stände, etwa statistischer Daten, eignet sich 
dieses System schon wegen der permanenten 
Aktualisierungsmöglichkeit. Zur Darstellung 
komplexer Zusammenhänge sind allerdings 
die alten (und die neuen) Druckmedien nach 
wie vor nicht substituierbar. Das Gesetz der 
Medienkomplementarität wird sich hier auch 
in Zukunft neu bestätigen.
Bedeutung gewinnen dürften die neuen Tech-
niken vor allem im Archiv-, Dokumentations- 
und Bibliothekswesen. Erfassung, Aufberei-
tung und Weitergabe von Fachinformationen, 
die im gegenwärtigen wissenschaftlichen Bi-
bliothekssystem nur im Postkutschentempo 
(und gelegentlich erst nach anstrengenden Irr-
fahrten) zu erhalten sind, werden durch com-
puterunterstützte Verfahren der Informa-
tionsspeicherung und -Wiedergewinnung ei-
nem schnelleren und individuelleren Zugriff 
erschlossen. Bemerkenswert, daß „Information 
und Dokumentation“ einen eigenen Schwer-
punktbereich in der Forschungsförderung des 
Bundes bildet21). Vorderhand ist von den elek-



gehandelt33). Über die Transformationspro-
zesse bei der Wieder- und Weitergabe wissen-
schaftlicher Aussagen in den aktuell-univer-
sellen Medien wissen wir noch wenig34 ). In 
den bereits erwähnten Aussagenanalysen, die 
das Terrain in bezug auf die Pressemedien 
sondiert haben, wurden Inhaltsanteile und 
Darstellungsformen, Quellennachweise und 
Ausgangsorte wissenschaftlicher Informatio-
nen ausgezählt und ausgemessen. Die Ergeb-
nisse geben auch Hinweise auf die Qualität 
der wissenschaftlichen Berichterstattung. Als 
Beispiel greife ich die journalistische Vermitt-
lung sozialwissenschaftlicher Forschung her-
aus.

33) Vgl. Erich und Ingrid Geretschlaeger, Wissen-
schaftsjournalismus. Annotierte Auswahlbibliogra-
phie, Salzburg 1978 (= Arbeitsberichte des Instituts 
für Publizistik- und Kommunikationswissen-
schaft 7). Die Zahl der dort auf 100 Seiten aufgeführ-
ten Titel schrumpft stark zusammen, wenn man 
diese auf wissenschaftliche Studien reduziert. Am 
meisten Aufmerksamkeit hat der Themenbereich in 
den USA gefunden — theoretisch wie praktisch.
34) Siehe auch den Literaturbericht des Instituts für 
Demoskopie Allensbach (Verfasserin: Maria Auer), 
Wissenschaftsjournalismus als Forschungsgebiet, 
Allensbach o. J. (1979). Hinweise auf neuere Studien 
zur Verständlichkeit von Medieninhalten gibt Peter 
Teigeler, Zum gegenwärtigen Stand der Verständ-
lichkeitsforschung, in: Publizistik, Jg. 24/1979, 
Heft 3, S. 337—343.
35) Depenbrock, a. a. O., S. 125.

36) Zum Vorstehenden siehe Luger, a. a. O., S. 124 ff. 
Der Verfasser hat über den Zeitraum eines Jahres 
(1978) die einschlägigen Beiträge in sieben österrei-
chischen Tageszeitungen analysiert.
Ähnliche Ergebnisse erbrachte eine innerhalb des 
Modellversuchs Journalistik an der Gesamthoch-
schule Dortmund durchgeführte Studie, in der Ende 
1976 über einen Zeitraum von sechs Wochen die 
Wiedergabe empirischer Ergebnisse in zwei überre-
gionalen und drei regionalen Tageszeitungen sowie 
drei Wochenblättern untersucht wurde. Die Resul-
tate 'wurden am 17. Februar 1977 dem Deutschen 
Presserat mitgeteilt. Das Schreiben enthält die For-
derung: „Veröffentlichungen empirischer Daten 
sollten für die Bevölkerung durchsichtiger werden. 
Zudem würde eine kritischere Einschätzung be-
stimmter Untersuchungen vielleicht die Institute 
veranlassen, die Praxis der Durchführung ... zu ver-
bessern.“ Der Presserat hat auf dieses Schreiben nie 
reagiert. (Für die Mitteilung des Untersuchungsma-
terials danke ich Claus Eurich, der die Studie als Se-
minarleiter betreut hat.)
Zur Qualität der Berichterstattung vgl. ferner Ste-
phan Mikinovic, Die Transformation sozialwissen-
schaftlichen Wissens. Zur selektiven Rezeption der 
Sozialwissenschaften in der Öffentlichkeit, in: 
österreichische Zeitschrift für Soziologie, Heft 
1/1978, S. 19—26.

Die Sozialwissenschaften tauchen, wie schon 
angedeutet, in den Zeitungsspalten selten auf. 
Wenn sie doch thematisiert werden, dann be-
herrscht ein ganz bestimmter Sektor das Feld: 
die Meinungs- und Einstellungsforschung. Die 
Redakteure greifen hier in das Datenfüllhorn 
einschlägiger Erhebungen, die vorwiegend 
von kommerziellen Instituten im Auftrag der 
unterschiedlichsten Interessenten durchge-
führt worden sind. Der Leser erfährt so unter 
anderen „über die Einstellungen der Bundes-
bürger zur Werbung, Arztwahl, Lehrlingsaus-
bildung, Geschwindigkeitsbegrenzung, Ster-
behilfe, Ehe auf Zeit, zum Verbot des KSV 
ebenso wie über ihre Ansichten zum Kometen 
Kohoutek, zum schulfreien Samstag oder zu 
politischen Vorgängen"35 ). So beliebig die Aus-
wahl, so anfechtbar die Qualität der Berichter-
stattung:
— Die zur Beurteilung einer Umfrage notwen-
digen Basisangaben sind nur sehr selektiv 
oder gar nicht mitgeteilt (Auftraggeber, aus-
führendes Institut, Grundgesamtheit, Stich-
probenbestimmung, Ausschöpfquote, Art des 
Interviews, Frage wortlaut, Befragungszeit-
raum, Form der Darstellung).
— Die Interessen, die hinter Datenerhebung, 
Datenselektion und Dateninterpretation ste-
hen, werden meist nicht erläutert.

— Eine Überprüfung der vorgefilterten Teilin-
formationen anhand der jeweiligen Gesamt-
studien findet kaum statt. Die Journalisten 
verzichten auch bei unvollständigem Agentur-
material normalerweise auf eigene Recher-
chen.
— Die Medien begnügen sich mit singulären, 
mit Ad-hoc-Ergebnissen. Es fehlt eine konti-
nuierliche Beobachtung der Forschungssitu-
ation36 ).
Bedenkliche Blindstellen liegen freilich nicht 
nur in der Art der Vermittlung, sondern auch 
in der journalistischen Themenselektion. Die 
Breite sozialwissenschaftlicher Fragestellun-
gen und Forschungsansätze, die Heterogenität 
der theoretischen Positionen und der metho-
dischen Vorgangsweisen, die Fülle unter-
schiedlicher — und oft sehr widersprüchlicher 
— Problemlösungsvorschläge: für den Zei-
tungsleser schrumpft sie zusammen auf ein 
schmales Gebiet angewandter Forschung, die, 
meist theorielos betrieben, kaum mehr als 
Oberflächeninformationen bietet. Allerdings 
darf man vermuten, daß sozialwissenschaftli-
che Erkenntnisse häufig nicht als solche ver-
mittelt werden; ihre Nähe zum Alltagswissen, 
ihr Eingehen in die allgemeine politische Dis-
kussion begünstigen, daß sie als verborgene 
Quellen einfließen in andere Inhaltsbecken. 
Auch die Verwissenschaftlichung der öffentli-
chen Sprache wird aus diesem Reservoir ge-
speist.



IX.
Was sind die Ursachen für solche Vermitt-
lungsdefizite? Die zu Beginn geschilderten in-
nerwissenschaftlichen Kommunikationspro-
bleme, die eingeschliffenen Aufmerksamkeits-
raster der Medien, ein auf die zeitliche Dimen-
sion verkürzter Aktualitätsbegriff — all dies 
spielt zusammen. Ein besonders wichtiger 
Grund scheint mir darüber hinaus in der man-
gelnden Fachkompetenz vieler Journalisten 
zu liegen. Zwar geht die traditionelle Vorstel-
lung vom „geborenen Journalisten" zurück, 
aber nach wie vor dominiert im beruflichen 
Selbstverständnis die Kompetenz zur Vermitt-
lung vor einer speziellen Sach- bzw. Fachkom-
petenz37 ). Die Kombination beider Bereiche 
ermöglicht jedoch erst eine adäquate, das 
heißt sach- und adressatengerechte Vermitt-
lung.

37) Vgl. Maximilian Gottschlich/Fritz Karmasin, Be-
ruf: Journalist. Eine Imageanalyse — Bevölkerung, 
Politiker, Journalisten urteilen, Wien o. J. (1979) ( = 
Schriftenreihe für angewandte Kommunikations-
forschung 1), S. 183.
Den Stand der Ausbildungsdiskussion dokumen-
tiert der Sammelband von Walter Homberg (Hrsg.), 
Journalistenausbildung. Modelle, Erfahrungen, 
Analysen, München 1978 (= Schriftenreihe der 
Deutschen Gesellschaft für Publizistik- und Kom-
munikationswissenschaft 1).
38) Ergebnisse einer Umfrage unter Wissenschafts-
journalisten in der Bundesrepublik Deutschland, die 
Eckart Klaus Roloff, Manfred Hellmann und der 
Verfasser 1974 am Zentrum für interdisziplinäre 
Forschung der Universität Bielefeld durchgeführt 
haben. Vgl. Hömberg/Roloff, Wissenschaftliche 
Journalistenausbildung aus der Sicht von Wissen- 
schaftsjournalisten, in: Publizistik, Jg. 19/1974, Heft 
3—4, Jg. 20/1975, Heft 1—2, S. 431—439, sowie dies.

In den letzten Jahren hat innerhalb des jour-
nalistischen Tätigkeitsfeldes eine zahlenmä-
ßig noch recht kleine Berufsgruppe immer 
deutlichere Konturen gewonnen, die sich aus-
schließlich oder überwiegend mit der Vermitt-
lung wissenschaftlicher Ansätze, Verfahren 
und Ergebnisse befaßt. Diese Wissenschafts-
journalisten unterscheiden sich in mehreren 
Punkten von ihren Berufskollegen: Der größte 
Teil von ihnen hat ein akademisches Studium 
absolviert, und zwar vor allem in naturwissen-
schaftlichen bzw. technischen Disziplinen 
oder in der Medizin. Sie haben sich auf be-
stimmte Fachgebiete spezialisiert und berich-
ten darüber meist parallel für verschiedene 
Medien; die Bandbreite der intermedialen 
Mobilität reicht von der Tages- und Wochen-
zeitung über diverse Zeitschriftentypen und 
Pressedienste bis zu Hörfunk und Fernsehen 
sowie zum Sachbuch. Im Unterschied zum 
Gros der Journalisten handelt es sich also um 
Fachspezialisten und Mediengeneralisten38 ).

Aufgrund ihrer Ausbildung, ihrer beruflichen 
Sozialisation und ihrer Arbeitsweise (systema-
tische Auswertung wissenschaftlicher Origi-
nalpublikationen, häufiger Besuch von Fach-
kongressen, regelmäßige intensive Kontakte 
zu Wissenschaftlern) haben die Wissen-
schaftsjournalisten eine besondere Nähe zur 
„scientific Community". Dieses Nahverhältnis 
führt zwar im allgemeinen zu einer sachge-
rechten Berichterstattung mit hohem Genau-
igkeitsgrad, impliziert aber die Gefahr, am 
„normalen" Mediennutzer vorbeizuschreiben 
oder vorbeizureden — mit dem Ergebnis, daß 
die Wissenschaftsseite in anspruchsvollen Ta-
geszeitungen manchmal den Charakter einer 
Fachzeitschrift annimmt.
Die enge Orientierung am Wissenschaftssy-
stem, die bis zur persönlichen Identifikation 
geht39 ), zeigt sich auch im Verzicht auf Kritik 
an Forschern und Forschungen, und zwar so-
wohl an Methoden und Ergebnissen als auch 
— vordringlicher noch — am erkenntnislei-
tenden Interesse, an den Fragestellungen und 
Prioritätensetzungen. Wissenschaftsjournalis-
mus ist häufig lediglich Resultatjournalis-
mus.

Zu den Berufsklischees, die der Figur des Wis-
senschaftlers gemeinhin angehängt werden, 
gehört auch jenes, daß er die Öffentlichkeit 
scheue wie der Teufel das Weihwasser. Als 
Ausdruck dieser schwer auszurottenden Vor-
stellung hat man ihm (wie übrigens auch sei-
nem sinnstiftenden Kollegen, dem Dichter) 
Unterkunft in einem besonders edlen Gehäus' 
zugewiesen: dem Elfenbeinturm. Einmal da-
von abgesehen, daß die Glas-/Betonwaben der 
modernen Massenuniversitäten sich vom no-
bel-idyllischen Beinhaus schon rein äußerlich 
unterscheiden wie eine Kantine vom Fein-
schmeckerlokal — selbst im metaphorischen 
Gehalt ist diese Sprachmünze längst nicht 
mehr durch die Währung irgendeiner Wahr-
heit gedeckt. Gerade in einer Zeit abflachen-
der Wachstumskurven, knapper werdender 
Ressourcen und steigender Verteilungs-
kämpfe weiß der Wissenschaftler sehr wohl, 
daß er die ihn alimentierende Öffentlichkeit

Wissenschaft und Öffentlichkeit, in: Bild der Wis-
senschaft, Jg. 12/1975, Heft 9, S. 56—60.
39)  Siehe z. B. den Vortrag, den Rainer Flöhl am 
21. Februar 1979 auf dem Symposion „Wissenschaft 
und Massenmedien" der Ruhr-Universität Bochum 
gehalten hat („Ist der Leser mit wissenschaftlichen 
Beiträgen in Zeitungen überfordert, oder kommt die 
Wissenschaft zu kurz weg?" — abgedruckt im 
Berichtsband zu dieser Tagung, Bochum 1979, 
S. 34—38).



von seiner gesellschaftlichen Nützlichkeit 
überzeugen muß. Es überrascht nicht, daß ge-
rade Politiker die Notwendigkeit einer so be-
gründeten Legitimation betonen: „In einer de-
mokratischen Gesellschaft ist Durchsichtig-
keit, ist Transparenz von Wissenschaft und 
Forschung eine Bringschuldl Nicht Holschuld 
für 60 Millionen Bürger, sondern Bringschuld 
der Wissenschaftler und Forscher selbst!" — 
so etwa Bundeskanzler Schmidt 1977 auf der 
Jahresversammlung der Deutschen For-
schun 40gsgemeinschaft ).
Transparenz darf aber nicht nur der Mobilisie-
rung für Subvention dienen. Als Kampfbegriff 
der Aufklärung beinhaltet „Öffentlichkeit“ 
auch das Element der Kontrolle und der Kri-
tik. In einer verwissenschaftlichten Zivilisa-
tion kann das Wissenschaftssystem als Inha-
ber eines Methodenmonopols nicht nur we-
sentlichen Einfluß auf den sozialen Wandel 
gewinnen, sondern ihm wird in vielen Fällen 
auch eine allgemeine gesellschaftliche Orien-
tierungsfunktion übertragen. Da eine „Kom-
munikationslücke" zwischen sozialen Hand-
lungseinheiten immer auch eine „Kontrollük- 
ke" bedeutet, besteht bei deformiertem Kom-
munikationsfluß die Gefahr eines illegitimen 
Einflusses der Wissenschaft auf Politik und 
Gesellschaft410). Die so spät in Gang gekom-
mene Debatte über die Atomkraft — hier hat 
auch der Wissenschaftsjournalismus versagt! 
— sollte deutlich gemacht haben, daß es sich 
dabei nicht nur um abstrakte Befürchtungen 
handelt.

40) Helmut Schmidt, Verantwortung der Forschung 
für die Zukunft der Gesellschaft, in: DFG-Mitteilun- 
gen, Heft 3/1977, S. I—VIII, hier S. V.
41) Vgl. Georg Kärtner, Wissenschaft und Öffent-
lichkeit. Die gesellschaftliche Kontrolle der Wis-
senschaft als Kommunikationsproblem. Eine Ana-
lyse anhand der Berichterstattung des Nachrichten-
magazins „Der Spiegel“ und anderer Massenmedien, 
Bd. 1, Göppingen 1972 (= Göppinger akademische 
Beiträge 44), S. 159.
42) Jürgen Habermas, Verwissenschaftlichte Politik 
und öffentliche Meinung, in: ders., Technik und 
Wissenschaft als „Ideologie“, 4. Aufl. Frankfurt am 
Main 1970, S. 120—145, hier S. 131.

43) Wilbur Schramm, Wanted: Middlemen — Mitt-
ler gesucht über Schwierigkeiten, Forschungser-
gebnisse umzusetzen, in: Fernsehen und Bildung, 
Jg. 9/1975, Heft 1, S. 51—59, hier S. 55.
44) Auf Hindernisse haben die Berufsorganisatio-
nen der Wissenschaftsjournalisten in der Vergan-
genheit mehrfach aufmerksam gemacht; vgl. vor al-
lem die „Salzburger Deklaration“ vom April 1974 
und die „Laxenburger Deklaration" vom Mai 1979, 
beide verabschiedet auf Tagungen der „Europäi-
schen Union der Gesellschaften der Wissenschafts-
journalisten".
Zum Problem des „knowledge gap" siehe Ulrich Sa-
xer, Medienverhalten und Wissensstand — zur Hy-
pothese der wachsenden Wissenskluft, in: Deutsche 
Lesegesellschaft (Hrsg.), Buch und Lesen, Bonn, Gü-
tersloh 1978, S. 35—70.

Die „Dauerkommunikation zwischen Wissen-
schaft und öffentlicher Meinung“42 ) ist nun 
freilich leichter zu postulieren als in die Praxis 
umzusetzen. Um diese Forderung zu verwirk-
lichen, muß es personelle Mittler geben. „Wan- 
ted: Middlemen" — Wilbur Schramm hat die 
Bedeutung von Mittlern und Anwendern der 

Wissenschaft deutlich gemacht am Beispiel 
der „country agents" in den Vereinigten Staa-
ten, die den wechselseitigen Kontakt zwi-
schen landwirtschaftlichen Forschungs- und 
Entwicklungsstationen und den lokalen Far-
mern aufrechterhalten. „Die Aufgabe des Mitt-
lers ist... eine zweifache: Er trägt dem Benut-
zer nicht nur Informationen zu, er informiert 
auch die Wissenschaftler und Gelehrten über 
den Bedarf an Forschungsergebnissen und In-
formationen, wie er ihm von denen dargestellt 
wird, die letztlich damit umgehen."43 )
Das Stellenprofil des Wissenschaftsjournali-
sten läßt sich analog formulieren: Als Dolmet-
scher der Wissenschaft übersetzt er For-
schungsergebnisse, stellt ihren Kontext, ihre 
Voraussetzungen und Bedingungen und — ge-
gebenenfalls — ihre lebenspraktische Bedeu-
tung dar. Als Agent des Publikums nimmt er 
die gesellschaftlichen (Neben-)Folgen wissen-
schaftlicher Innovation unter die Lupe, fragt 
nach Alternativen, artikuliert Forschungsdesi-
derate. Seine Ausbildung und seine fachliche 
Kompetenz setzen ihn in die Lage, an der wis-
senschaftsinternen Kommunikation zu parti-
zipieren und eine Transmissionsfunktion zwi-
schen dem inneren und äußeren Kommunika-
tionskreis zu übernehmen44 ).
Wissenschaftsfeindlichkeit und Wissen-
schaftsgläubigkeit — das sind zwei Seiten der-
selben Medaille. Beide Haltungen haben die 
gleiche Wurzel: Sie resultieren aus der Kom-
munikationslücke zwischen Wissenschaft und 
Gesellschaft. Beide sind auf gleiche Weise zu 
bekämpfen: durch Information, durch wech-
selseitige Kritik, durch Aufklärung und Ver-
ständigung über partikulare und allgemeine 
Interessen, durch Diskussion von Zielen, Stra-
tegien und Prioritäten. Mittler bleiben ge-
sucht.



Wolfgang Bruder/Werner Ende: Forschungs- und Technologiepolitik in der 
Bundesrepublik Deutschland. Anmerkungen zum Bundesforschungsbe-
richt VI
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 28/80, S. 3—21
Forschungs- und Technologiepolitik (FuT-Politik) gehört in zunehmendem Maße zu den Po-
litikbereichen, die Umfang, Struktur und Richtung der gesellschaftlichen Neuerungstätig-
keit beeinflussen. Veränderte ökonomische Rahmenbedingungen seit Anfang der 70er 
Jahre haben dazu geführt, daß der FuT-Politik mehr und mehr eine Querschnittsfunktion, 
d. h. Bedeutung auch für andere Politikbereiche (wie z. B. Raumordnungs- und Regionalpoli-
tik, Arbeitsmarktpolitik) zuwuchs.
Im Mittelpunkt der Überlegungen dieses Aufsatzes steht deshalb eine Analyse wichtiger 
Strukturprobleme und Funktionsmechanismen der FuT-Politik vor dem Hintergrund des 
neuesten Bundesforschungsberichtes VI.
Die Ziele der FuT-Politik beruhen weitgehend auf Annahmen über die zukünftige ökono-
mische und technologische Entwicklung. Im Blick auf die offiziellen forschungspolitischen 
Globalziele bewirkt dies statt der im Bundesforschungsbericht postulierten Gleichrangig- 
keit eine relativ eindeutige Hierarchisierung. Die volumenmäßig dominanten Programm-
schwerpunkte des Politikfeldes sind — abgeleitet hiervon — primär an ökonomischen Ent-
wicklungsprozessen und -Schwierigkeiten orientiert.
Durch den vorherrschenden Instrumenteneinsatz und die dadurch bedingte Adressa-
tenorientierung verstärkt Forschungspolitik ohnehin ablaufende wirtschaftliche Konzen- 
trations- und räumliche Entwicklungsprozesse. Indem sie sich an schon vorhandenen Kapa-
zitäten und primär an schon organisierter Forschung orientiert, verhält sich Forschungspo-
litik damit aber gleichzeitig z. B. gegenüber den raumordnungspolitischen Zielen des Bun-
des zwangsläufig dysfunktional.
Anhand des Bundesforschungsberichtes VI zeigt sich jedoch, daß Forschungsadministra-
tion und politische Leitungsebene erfolgreich bemüht waren, den gewachsenen, kom-
plexen Anforderungen an eine staatliche FuT-Politik gerecht zu werden, indem versucht 
wurde, die zentralen Struktur- und Funktionsprinzipien des Politikfeldes systematischer zu 
analysieren und in Teilbereichen durchaus kritisch zu kommentieren. Damit ist die FuT-Po-
litik — zusammen mit der Raumordnungspolitik — gegenwärtig einer jener wenigen Poli-
tikbereiche, in denen es gelang, die notwendige Transparenz über Fragen von Ziel-, Instru-
menten-, Programm- sowie Ausführungswirkungen zumindest ansatzweise zu realisieren, 
so daß die im Bundesforschungsbericht VI dokumentierten Anstrengungen deutlich positiv 
hervorgehoben werden müssen.



Michael Bartelt, Kurt Kaiser, Fritz-Rüdiger Volz, Karl Ernst Wenke, Horst Zil- 
leßen: Forschungspolitik, Technologiefolgenabschätzung und öffentlicher 
Dialog. Stellungnahme zum Sechsten Forschungsbericht (BFG VI)
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 28/80, S. 22—36
Der Beitrag ist ein Auszug aus einer umfassenderen Stellungnahme des Sozialwissen-
schaftlichen Instituts der Evangelischen Kirche zum Bundesforschungsbericht VI der Bun-
desregierung. Die Autoren erörtern insbesondere das Problem der Technologiefolgenab-
schätzung, d. h. sie fragen vor allem, ob, wo und wie gerade die sozialen, ökologischen und 
anthropologischen Folgen technischer Innovation bei ihrer Förderung und bei ihrer öffent-
lichen Darstellung und Verteidigung berücksichtigt werden. Sie kommen dabei insgesamt 
zu einer eher negativen Bilanz und Beurteilung.
Zunächst werden, um den Hintergrund der Kritik deutlicher werden zu lassen, sechs The-
sen zum allgemeinen Verständnis von Technologiepolitik formuliert. Sodann wird dem 
Problem der Technologiefolgenabschätzung nachgegangen. Es stellt sich heraus, daß die 
einzelnen Aspekte — die forschungspolitische Begründung, die Darstellung des Problems, 
die Durchführung in der Förderung und schließlich die Rechenschaftslegung darüber — 
durchaus nicht einander entsprechen. Bedenken werden insbesondere formuliert im Blick 
auf die mangelhafte Berücksichtigung der sozialen Aspekte von Technologie: zum einen in 
ihrer grundsätzlichen Beachtung bei allen Förderungsprojekten, zum anderen in der (gerin-
gen) Zahl geförderter, spezifisch sozialwissenschaftlicher Forschungsprojekte.
Die Erfordernisse, Möglichkeiten und Hemmnisse eines öffentlichen Dialogs zur For-
schungspolitik werden noch einmal gesondert untersucht. Dabei werden Konzepte und 
Einwände formuliert, die darauf zielen zu verhindern, daß der vom Forschungsbericht ange-
strebte „Dialog" mit dem Bürger nur eine Form der „Durchsetzung" längst gesetzter Ziele 
und Maßnahmen ist. Es wird nicht nur der Bericht als Teil und Element des beabsichtigten 
Dialogs selbst untersucht und kritisiert, sondern auch gefordert, die Bedingungen, Möglich-
keiten und Folgen eines solchen Dialogs ihrerseits zum Gegenstand der Forschungsförde-
rung zu machen.
Abschließend werden an Einzelthemen (wie Lebens- und Arbeitsbedingungen, Raum- und 
Stadtentwicklung, Energie- und Entwicklungsförderung) die tatsächlichen Förderungslei-
stungen bilanziert, kritische Einwände zu Ausmaß und Absichten formuliert und konkrete 
Forderungen erhoben.

Walter Homberg: Glashaus oder Elfenbeinturm? Zur Entwicklung und zur 
Lage der Wissenschaftskommunikation

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 28/80, S. 37—46

Eine Situationsanalyse der Wissenschaftskommunikation zeigt ein widersprüchliches Bild: 
Während die innerwissenschaftliche Kommunikation mit Wachstums- und Überflußpro-
blemen zu kämpfen hat, leidet die wissenschaftliche Außenkommunikation an Mangeler-
scheinungen. Der Beitrag behandelt das Verhältnis von Wissenschaft und Öffentlichkeit in 
drei Schritten: Nach einer kurzen Darlegung der Konstitutionsbedingungen wissenschaft-
licher Öffentlichkeit folgen eine historisch-genetisch angelegte Bestandsaufnahme der in-
ternen Wissenschaftskommunikation und eine Lagebeschreibung der Wissenschaftsbe-
richterstattung in den Massenmedien. Abschließend werden Voraussetzungen, Möglich-
keiten und Hindernisse einer Verknüpfung des äußeren und inneren Kommunikations-
kreises diskutiert.
Die zeit- und ortsgebundenen Formen direkter Kommunikation konnten mit der Auswei-
tung und Auffächerung wissenschaftlicher Tätigkeit die an sie gestellten Anforderungen 
nicht mehr erfüllen. Durch die technische Revolutionierung des Drucks änderte sich die Si-
tuation. Die Wissenschaftskommunikation brachte ein eigenes periodisch erscheinendes 
Medium hervor, das — neben dem Buch — bis heute innerhalb der „scientific community" 
eine zentrale Rolle spielt: die Zeitschrift. Gegenwärtig und wohl auch in Zukunft bleiben ei-
nerseits der Rückgriff auf vormediale bzw. vorpublizistische Vermittlungsweisen, anderer-
seits die neuen Mikro- und Telekommunikationsformen nicht ohne Auswirkungen auf die 
wissenschaftliche Öffentlichkeit.
Die Wissenschaftsberichterstattung der Massenmedien weist deutliche quantitative und 
qualitative Defizite auf, und zwar sowohl in bezug auf die inhaltlich-thematische Selektion 
als auch im Hinblick auf die journalistischen Vermittlungsstrategien. Ausgehend von die-
sen Mängeln, die unter Berufung auf neuere empirische Studien nachgewiesen werden, 
zeigt der Verfasser die Gefahr einer „Kommunikationslücke" zwischen Wissenschaft und 
Gesellschaft auf. Den Wissenschaftsjournalisten, die als eigene Berufsgruppe immer deutli-
chere Konturen gewinnen, kommt in diesem Zusammenhang große Bedeutung zu. Der Bei-
trag schließt mit dem Entwurf eines journalistischen Rollenbildes, das sich nicht auf eine 
einseitige Dolmetscher-Funktion für die Wissenschaft reduzieren läßt.


